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(Nr. 13223.) Verordnung über die Reichswohnungszählung. Vom 27. April 1927 


Auf Grund des Geſetzes über die Reichswohnungszählung im Jahre 1927 und die Feſtſtellung der Zahl 
der Wohnungſuchenden vom 2. März 1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 69) und gemäß SS 7 und 10 der zur Durch. 
führung des Geſetzes erlaſſenen Reichsverordnung vom 11. April 1927 (Reichsminiſterialblatt S. 109) wird 
folgendes verordnet: 91 f 


Die Wohnungszählung findet in Preußen (mit Ausnahme des Saargebiets) am 16. Mai 1927 ſtatt. 
Mit ihrer Durchführung wird das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt beauftragt. f 


1 
Die Wohnungszählung iſt durchzuführen 5 
a) in allen Gemeinden, deren Wohnbevölkerung nach der Volkszählung vom 16. Juni 1925 5 000 
und mehr Einwohner betrug, 5 
b) in den Gemeinden, die nach der gleichen Volkszählung 2 000 bis unter 5 000 Einwohner hatten, 
ſofern es ſich nicht um rein landwirtſchaftliche Gemeinden handelt, 
eh in den Gemeinden mit weniger als 2 000 Einwohnern, die entweder in Induſtriebezirken liegen 
und als Induſtriegemeinden anzuſprechen find oder die für die Befriedigung des Wohnbedürf. 
niſſes von Perſonen in Betracht kommen, die in Gemeinden mit 2 000 und mehr Einwohnern 
beſchäftigt ſind (Vorortgemeinden). 
Als Gemeinden gelten Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke. i 


Der Präſident des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit den zu- 
ſtändigen Regierungspräſidenten die Orte namentlich zu beſtimmen, in denen die Wohnungszählung hiernach 
durchzuführen iſt. 

a 9 . 

‚Die Zählung findet unter Leitung und Verantwortlichkeit der Gemeindebehörden ſtatt. Ihre Verant⸗ 
wortlichkeit erſtreckt ſich nicht nur auf die ordnungsmäßige Durchführung der Zählung, ſondern im beſonderen 
auch auf die Prüfung und gegebenenfalls Berichtigung der ausgefüllten Zählpapiere. 

Die Gemeinden find berechtigt, zur Durchführung der Zählung Zählungsausſchüſſe einzuſetzen, Zähler 
N Ahnen ſowie die Hilfe der Polſzei und der Grundſtückseigentümer oder deren Vertreter in Anspruch 

nehmen. f 
„In den Gemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern hat der zuſtändige Landrat die ſorgſame Durch⸗ 
führung der Zählung zu überwachen. Er kann insbeſondere in denjenigen Gemeinden, in denen ſonſt keine 


genügende Sicherheit für die ſachgemäße Durchführung der Zählung gegeben iſt, Vertrauensper ähler 
1 her Zählung beauftragen. — 5 990 5 5 [ii Bes 55 
8 4. 


Die nach Artikel 4 Abſ. 1 der Verfaſſung des preußiſchen Staates vom 30. November 1920 Stimm⸗ 


berechtigten find verpflichtet, das Ehrenamt des Jählungsausſchußmitglieds und des Zählers für die Reichs⸗ 
wohnungszählung zu übernehmen. Zählungsausſchußmitg Zählers fü 


Zur Ablehnung oder Niederlegung des Zähleramts berechtigen: 
1 Kronkheit oder Gebrechen, die eine ordnungsmäßige Ausübung des Amtes hindern) 


2. dringende Geſchäfte, die eine Abweſenheit vom Wohnorte zur Zeit erfordern , 
3. ein Alter über 60 Jahre; i 


4. die Berufstätigkeit als Arzt oder Apotheker; 
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5. das Amt eines unmittelbaren Reiche, oder Staatsbeamten, ſofern die Zählertätigkeit mit den 
dienſtlichen Aufgaben nicht vereinbar iſt, worüber im Zweifelsfalle die Dlenſtſtelle des Beamten 
oder, falls er Leiter dieſer Dienſtſtelle ift, die übergeordnete Dienſtſtelle entſcheidet , 


6. 5 Frauen die Erziehung von mehr als zwei Kindern oder die Führung eines größeren Haus⸗ 
alts; a 


7. beſondere Umſtände, die im Einzelfalle die Ablehnung oder Niederlegung rechtfertigen. 


Wer ohne berechtigten Entſchuldigungsgrund die Annahme des Zähleramts verweigert oder das Amt nieder⸗ 
legt oder ſich der Wahrnehmung des ihm übertragenen Amtes tatſächlich entzieht, kann in eine Geldſtrafe 
von 10 bis 200 Reichsmark genommen werden. Die Geldſtrafen unterliegen der Eintreibung im Verwaltungs. 
zwangsverfahren. 

Der Gemeindevorſtand beſtellt die Zähler. Er beſchließt über die Berechtigung zur Ablehnung oder Nieder ⸗ 
legung des Zähleramts ſowie über die Feſtſetzung der verwirkten Geldſtrafen. Gegen den Beſchluß des 
Gemeindevorſtandes findet nur die Beſchwerde an die Kommunalaufſichtsbehörde ſtatt. a 


85. 

In den Orten mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung iſt dieſe auf Verlangen der Gemeindebehörde zur Mit⸗ 
wirkung bei der Zählung verpflichtet (vgl. Runderlaß bes Miniſters des Innern vom 1. April 1927 
M. Bl. i. V. S. 369). In den übrigen Orten mit eigener Polizeiverwaltung können die Polizeibehörden 
in geeigneter Weiſe zur Zählung herangezogen werden. In den Landgemeinden und Gutsbezirken ohne 


eigene Polizeiverwaltung haben die zuſtändigen Polizeibehörden — gegebenenfalls nach Anweiſung der Land⸗ 
räte — mitzuwirken. 
8 6. 


Für die Zählung ſind Grundſtücksliſten und Wohnungskarten gemäß § 3 der Reichsverordnung vom 
11. April 1927 zu verwenden, die nach Maßnahme der auf ihnen verzeichneten Vorſchriften und der vom 
Präſidenten des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts zu erlaſſenden beſonderen Anweiſungen auszufüllen ſind. 


8 iR RE 
Die Grundſtückseigentümer oder ihre Stellvertreter find verpflichtet, die Grundſtücksliſten auszufüllen. 
Sollten im Einzelfalle die Grundſtückseigentümer, z. B. infolge dauernder Abweſenheit, außerſtande ſein, dieſer 
Pflicht zu genügen und auch keinen Stellvertreter beſtellt haben, fo hat die Gemeindebehörde für die Zählung 
einen beſonderen Stellvertreter — gegebenenfalls den beſtellten Zähler — zu beſtimmen 
Die Grundſtückseigentümer Können ferner — ſoweit ihnen nicht überhaupt das Zähleramt übertragen 
ift — von der Gemeindebehörde verpflichtet werden, an jeden Wohnungsinhaber, der feine Wohnung unmittel⸗ 
bar vom Hauswirte gemietet hat oder eine Dienſt⸗, Verwalter oder Freiwohnung hat, eine Wohnungskarte 
auszuhändigen und nach Ausfüllung wieder einzuziehen. 


88, 

Alle Wohnungsinhaber, die eine Wohnung unmittelbar vom Hauswirte gemietet haben, ſowie die In⸗ 
haber von Dienft-, Verwalter, Frei- und Eigentümerwohnungen find verpflichtet, eine Wohnungskarte aus 
e Wo Untermieter vorhanden ſind, hat der Hauptmieter die ihm nicht bekannten Tatſachen von den 

ntermietern zu erfragen. Die Untermieter find verpflichtet, dem Hauptmieter alle zur Ausfüllung der Woh- 
nungskarte erforderlichen Angaben zu machen. 

Sind auskunftspflichtige Wohnungsinhaber oder Untermieter während der Zählung abweſend und haben 
ſie keinen Vertreter beſtellt, ſo ſind die Grundſtückseigentümer oder ihre Stellvertreter oder im Einzelfalle die 
Zähler verpflichtet, an Hand der polizeilichen Anmeldung und mit Hilfe ſonſt vorhandener Unterlagen nach 
beſtem Wiſſen die Wohnungskarte für die fragliche Wohnung auszufüllen. 


8 9. ar 
Grundſtückseigentümer und Wohnungsinhaber oder ihre Stellvertreter oder im Vertretungsfalle die 
Zähler haben die Richtigkeit der von ihnen gemachten Angaben durch eigenhändige Unterſchrift zu beſcheinigen. 
Wer ſich weigert, die vorgeſchriebenen Angaben zu machen, oder wer vorſätzlich wahrheitswidrige An. 
en macht, wird mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Reichsmark beſtraft. Die verwirkten Geldſtrafen unterliegen 
er Eintreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 


8 10. 8 
Das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt hat die für die Durchführung der A en dor erforder · 
lichen Zählpapiere und Anweiſungen den Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern owie den ſelb · 
ſtändigen Städten der Provinz Hannover unmittelbar, den Erhebungsgemeinden mit weniger als 5000 Ein⸗ 


wohnern durch die Landräte zuzuſtellen. Die Landräte haben für die Weiterverteilung umgehend Sorge zu 
tragen. 


RT 


Die Erhebungsbehörden (Landräte, Gemeindevorſtände) haben ſich mit dem Inhalt der Zählpapiere und 
der Anweiſungen umgehend vertraut zu machen und rechtzeitig alle Vorbereitungen zu treffen, um eine glatte 
und ordnungsmäßige Durchführung der Zählung zu ermöglichen. Entſtehen über die Frage der Durch- 
führung, beſonders über die Art der Eintragungen in die Zählpapiere Zweifel, die nicht an Ort und Stelle 
geklärt werden können, fo iſt das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, 
Berlin SW 68, Markgrafenſtraße 84/88, ſofort um Aufklärung zu erſuchen. 

Reichen die überſandten Zählpapiere der Zahl nach nicht aus, fo iſt der Mehrbedarf ſofort beim 
Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, anzufordern. 


Sl 


Die ausgefüllten und von den Erhebungsbehörden geprüften Zählpapiere find von den Gemeinden mit 
5 000 und mehr Einwohnern ſowie von den felbſtändigen Städten der Provinz Hannover unmittelbar, von 
den übrigen Erhebungsgemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern durch Vermittlung der Landräte an das 
Preußiſche Statiſtiſche Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, zurückzuſenden. 


8 12. 

Für die Durchführung der Reichswohnungszählung gelten folgende Termine: 

Die Grundſtücksliſten und die Wohnungskarten müſſen bis zum 14. Mai 1927 abends in den Händen 
der zur Ausfüllung Verpflichteten ſein. 5 5 
bear ne ausgefüllten Grundſtücksliſten und Wohnungskarten müſſen vom 17. Mai ab zur Ablieferung 
ereit liegen. . 
Die Erhebungsgemeinden mit 100 000 und mehr Einwohnern haben die ausgefüllten und nachgeprüften 
Grundſtücksliſten und Wohnungskarten bis zum 1. Juli 1927, die Gemeinden mit 5 000 bis unter 100 000 
Einwohnern ſowie die ſelbſtändigen Städte der Provinz Hannover bis zum 15. Juni 1927 an das Preu- 
ßiſche Statiſtiſche Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, einzuſenden. 

Die übrigen Erhebungsgemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern haben die ausgefüllten und 

ace Grundſtücksliſten und Wohnungskarten bis zum 4. Juni 1927 den zuſtändigen Landräten 
zuzuſenden. 
Die Landräte haben die ihnen von den Erhebungsgemeinden ihrer Kreiſe zugeſtellten Grundſtücksliſten 
und Wohnungskarten — nach Prüfung auf Vollzähligkeit und richtige Ausfüllung ſowie nach Abſtellung 
etwaiger Mängel — dem Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, bis zum 
2. Juli 1927 zurückzuſenden. 


| 9 13. 
; Der Vorſchrift des $ 1 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes vom 2. März 1927, wonach in denjenigen Gemeinden, 
in denen die Wohnungszählung nicht durchgeführt wird, die Zahl der fehlenden Wohnungen in vereinfachter 
Weiſe feſtzuſtellen iſt, wird durch die Feſtſtellung der Zahl der Wohnungſuchenden genügt. 

5 


Etwaige weitere Verordnungen zur Durchführung des Geſetzes über die Reichswohnungszählung 1927 
und die Feſtſtellung der Zahl der Wohnungſuchenden erläßt der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


915. 


Der Präſident des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts iſt ermächtigt, die zur Durchführung der 
Verordnung über die Reichswohnungszählung notwendigen Anweiſungen zu erlaſſen. 


. $ 16. d 
Die vorſtehende Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 27. April 1927. 


u Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki⸗ 
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(Nr. 13224.) Verordnung über die Feſtſtellung der Zahl der Wohnungſuchenden. Vom 20. April 1927, 


Auf Grund des Geſetzes über die Reichswohnungszählung im Jahre 1927 und die Feſtſtellung der Zahl 

der Wohnungſuchenden vom 2. März 1927 (Reichsgeſetzbl. I S. 69) und gemäß §8 12 und 16 der zur Durch⸗ 

führung des Geſetzes erlaſſenen Reichsverorbnung vom 11. April 1927 (Reichsminiſterialblatt S. 109) wird 
mit ſofortiger Wirkung folgendes verordnet: N 

81 


Die Feſtſtellung der Zahl der Wohnungſuchenden findet in Preußen (mit Ausnahme des Saargebiets) 
nach dem Stande vom 16. Mai 1927 ſtatt. 


\ 


82. 
Die Feſtſtellung iſt in ſämtlichen Städten, Landgemeinden und Gutsbezirken durchzuführen. 


83, 
Bei der Feſtſtellung der Wohnungſuchenden kommt der anliegende Meldebogen zur Anwendung. Er 
7 wird vom Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamte hergeſtellt und iſt von dort zu beziehen. 


9 4. i 

Die Gemeinden mit 5 000 und mehr Einwohnern ſowie die ſelbſtändigen Städte der Provinz Hannover 
haben umgehend ihren Bedarf an Meldebogen feitzuftellen und ſofort beim Preußiſchen Statiſtiſchen Landes⸗ 
amt anzumelden. Dabei iſt zu beachten, daß jeder Wohnungſuchende zwei Stück des Meldebogens aus⸗ 
zufüllen hat. Die angeforderten Meldebogen gehen dieſen Gemeinden bis zum 10. Mai 1927 zu. 

Die übrigen Gemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern haben ihren Bedarf an Meldebogen ſofort 
bei dem zuständigen Landrat anzumelden. Dieſer hat die Anmeldungen zu ſammeln und dieſen Geſamtbedarf 
vom Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamt umgehend anzufordern. Sobald dem Landrate die geforderten 
Meldebogen vom Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamte zugegangen ſind, hat er unverzüglich für ihre Verteilung 
an die Gemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern zu ſorgen 8 


8 5. we 
Jede Gemeinde hat durch öffentliche Bekanntmachungen und Anſchläge die Wohnungſuchenden aufzu⸗ 
fordern, je zwei Stück des Meldebogens bei den von den Gemeindevorſtänden zu beſtimmenden Stellen 
anzufordern und bis ſpäteſtens zum 23. Mai 1927 ausgefüllt abzuliefern. 
Die Ausfüllung hat nach Maßgabe der auf dem Meldebogen vorgedruckten Anweiſungen zu erfolgen. 
Wer als Wohnungſuchender bereits in die Wohnungsliſte eingetragen iſt und die Ausfüllung des Melde⸗ 
bogens unterläßt, kann in den Liſten des Wohnungsamts geſtrichen werden. 


’ ; 8 6. 
Wer die Fragen des Meldebogens wiſſentlich wahrheitswidrig beantwortet, wird mit Geldſtrafe bis zu 
10000 Reichsmark beſtraft. i 
8 7. 

Je ein Stück des ausgefüllten Meldebogens verbleibt den Gemeinden. Die zweiten Stücke haben 
die Gemeinden mit 5 000 und mehr Einwohnern ſowie die ſelbſtändigen Städte der Provinz Hannover 
unmittelbar an das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, Berlin SW 68, 
Markgrafenſtr. 84/88, bis zum 1. Juni 1927 abzuliefern. i 

Die Gemeinden unter 5 000 Einwohnern haben die zweiten Stücke der ausgefüllten Meldebogen bis 
zum 1. Juni 1927 an die zuſtändigen Landräte einzuſenden. Die Landräte haben ſich zu überzeugen, 
daß ſämtliche in Frage kommenden Gemeinden Meldebogen abgeliefert haben und die Bogen alsdann dem 
Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamt, Abteilung Reichswohnungszählung, einzuſenden. Dabei ſind die 
Meldebogen jeder Gemeinde in einen Umſchlag zu legen, der mit dem Namen der Gemeinde zu beſchreiben iſt. 


a 88. 
Mit der ſtatiſtiſchen Bearbeitung der Meldebogen wird das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt beauftragt. 


Berlin, den 20. April 1927. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt 
In Vertretung: 
Scheidt. 
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Aulage 

Feſtſtellung der Wohnungſuchenden am 16. Mai 1927 
5 Meldebogen ; 

Sand: Preußen Kal. de ee Seiendes? 


i Vor der Ausfüllung genau leſen! 
Jeder, der am 16. Mai 1927 eine ſelbſtändige, vom Hauseigentümer unmittelbar zu ermietende Wohnung ſucht, hat dieſen 
Meldebogen auszufüllen und in doppelter Ausfertigung bis zum 23. Mai 1927 der Gemeindebehörde (Wohnungsamt) einzureichen. 
Falls bereits ein Mietvertrag abgeſchloſſen, die Wohnung aber noch nicht bezogen iſt, ſo iſt der Meldebogen nicht auszufüllen. 

Die Ausfüllung des Meldebogens hat durch den Haushaltungsvorſtand bzw. das Familienhaupt zu erfolgen. Bei getrennt 
Wohnenden, verſetzten Beamten, Verlobten uſw. hat nur ein Teil, und zwar der Mann, den Meldebogen auszufüllen. 

Wer als Wohnungſuchender bereits in die Wohnungsliſte eingetragen iſt und die Ausfüllung des Meldebogens unterläßt, kann 
in den Liſten des Wohnungsamts geſtrichen werden. 

Perſonen, die bereits im Beſitz einer ſelbſtändigen Wohnung ſind, aber eine andere Wohnung ſuchen, ſollen den Meldebogen 
nur dann ausfüllen, wenn eine der auf der Rückſeite unter IIa aufgeführten Vorausſetzungen vorliegt. Die Ausfüllung durch Per⸗ 
ſonen, die ihre Wohnung nur tauſchen wollen, iſt zwecklos. Ein Anſpruch auf Führung in den Liſten des Wohnungsamts kann aus 
der Beantwortung der nachſtehenden Fragen nicht abgeleitet werden. 

Wer die Fragen wiſſentlich wahrheitswidrig beantwortet, wird mit Geldſtrafe bis zu 10 000 RM beſtraft. 


e . e 
Gegenwärtige Wohnung oder Unterkunft des Wohnungſuchenden (Straße und Haus⸗Nr.) : „nme 
F e 

In welchem Ort ſuchen Sie eine Wohnung ;q 73 ee: N 
Haben Sie ſich bereits bei einem Wohnungsamt gemeldet? Wenn ja, bei welchem > 
Unter welcher Nummer find Sleengenagnle en Mit welchem Datum? nn = 

Falls Sie nicht eingetragen find: Beantragen Sie die Eintragung? Ca oder nein) mme 


Ramentliches Verzeichnis ſämtlicher Perſonen, die mit Ihnen gemeinſam die von Ihnen geſuchte Wohnung 
beziehen werden, gleichgültig, ob fie gegenwärtig zufammen wohnen oder nicht. Der Wohnungſuchende ſelbſt iſt 
in der folgenden Aufſtellung auch anzugeben. 


Stellung im Haushalt 

(ob Haushaltungsvorſtand, deſſen Ehefrau, 
Sohn, Tochter, Schwiegerſohn, Schwieger⸗ 
tochter, Pflegekind, Hausangeſtellte, Gewerbe 
gehilfe uſw.) 


Familienſtand 
(ob ledig, verheiratet, verwitwet, ger 
ſchieden, getrennt lebend) 
Bei Verlobten iſt hier außerdem 
»berlobte einzutragen 


Geboren 
am 
(Tag, Monat, 
Jahr) 


Vor⸗ und Zuname 


5 


6 


Ida Meier Ehefrau — 30. 9. 1889 verheiratet 
3 Hans Meier Sohn Lehrling 23. 5. 1911 ledig 


ee a ͤ— — — — — 


4 il Eduard Meier Haushaltungsvorstand Schlosser 15. 7. 1883 verheiratet 
— 
8 2 


e e e an an nnnnsnanna nn nn sn anna nun nn 


Wenden! 


rg 

I. Für Wohnungſuchende, die noch keine ſelbſtändige Wohnung haben: 
a) Wohnen Sie bei den Eltern oder ſonſtigen Verwandten? (Ja oder nein ......... 
Haben Sie die Niue leer oder möbliert gemie te! 8 


c) Wieviel Wohnräume (ohne Küche) bewohnen Sie im ganzen? EEE 
Haben Sie außerdem eine eigene Küche? (Ja oder nein) un Wenn nein: Benutzen Sie die Küche einer | 
anderen Haushaltung mit? (Ja oder nein)... Oder iſt eine Notküche eingerichtet? (Ja oder nein) 


A) Wohnt die Familie getrennt? (Ja oder nein) ee. 


II. Für Wohnungſuchende, die bereits eine ſelbſtändige Wohnung an dieſem oder einem anderen Orte haben: 


Wohnung 2 (Zutreffendes unterſtreichen !) 


1. Meine Wohnung iſt derart überfüllt, daß eine erhebliche geſundheitliche oder ſittliche Gefährdung meiner Familie zu ber 
fürchten iſt. 

2. Die Zuweiſung einer anderen Wohnung iſt mit Rückſicht auf ſchwere, dauernde Erkrankung eines Familienangehörigen 
dringend notwendig (welche Krankheit liegt vor: . orte ernnneeeeeetennneneeeseren) } 

3. Die Wohnung iſt in einem derartig ſchlechten baulichen Zuſtande, daß eine erhebliche geſundheitliche Gefährdung der Be. | 

wohner zu befürchten tft. { 

„Ich bin durch rechtskräftiges Urteil zun Räumung der Wohnung verurteilt worden 

„Ich bewohne eine Werkwohnung, deren Räumung verlangt wird. 


| 
| 
a) Falls Sie mit Ihrer Familie zuſammen eine felbftändige Wohnung bewohnen: Weshalb ſuchen Sie eine andere | 
} 
| 
j 


„Ich bewohne eine Dienſtwohnung, deren Räumung verlangt wird. 7 


„Aus welchen ſonſtigen Gründen ſuchen Sie eine andere Wohnung! (In Frage 8 nur beſonders wichtige Gründe un 
auch dieſe nur dann, wenn durch Tauſch eine andere Wohnung nicht zu erlangen iſt.) 


S 


b) Falls nur ein Teil Ihrer Familie eine ſelbſtändige Wohnung bewohnt (gedacht iſt vor allem an die Fälle, in dee 
ein Wechſel des Arbeitsorts [Verſetzung] erfolgt iſt und die Familie zunächſt noch am alten Wohnort wohnt): 


Wo iſt die Wohnung? 


0) Wieviel Wohnräume ( Oi Küche) umfaßt die Wohnung, die Sie (im Falle a) mit Ihrer Familie bewohnen oc 
in der (im Falle b) ein Teil Ihrer Familie wohnt . ö 


Gehört zur Wohnung außer den genannten Räumen eine Küche? (Ja oder nein) e 


i 
III. Aus wieviel Wohnräumen ſoll die von Ihnen geſuchte Wohnung beſtehen? (Küche, Dienſtbotenkammer, Bade 


> 


zimmer u. dgl. find beſonders anzugeben) 


(Unterſchrift des Wohnungſuchenden) 


